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Resolution der Generalversammlung 

[auf Grund des Berichts des Fünften Ausschusses (A/55/534/Add.2)] 

55/274. Reform der Verfahren zur Festsetzung der Kostenerstattung 
für kontingenteigene Ausrüstung und Truppen an die 
Mitgliedstaaten 

 Die Generalversammlung, 

 unter Hinweis auf ihre Resolutionen 49/233 A vom 23. Dezember 1994, 50/222 vom 
11. April 1996, 51/218 E vom 17. Juni 1997, 54/19 A vom 29. Oktober 1999 und 54/19 B 
vom 15. Juni 2000, 

  sowie unter Hinweis auf ihren Beschluss 55/452 vom 23. Dezember 2000, mit dem 
der Generalsekretär ersucht wurde, die Post-"Phase V"-Arbeitsgruppe einzuberufen, 

 nach Behandlung des Berichts der Post-"Phase V"-Arbeitsgruppe über die Reform der 
Verfahren zur Festsetzung der Kostenerstattung für kontingenteigene Ausrüstung1, den der 
Vorsitzende der Arbeitsgruppe dem Vorsitzenden des Fünften Ausschusses übermittelt hat, 
des Berichts des Generalsekretärs2 und des entsprechenden Berichts des Beratenden Aus-
schusses für Verwaltungs- und Haushaltsfragen3 über die Reform der Verfahren zur Fest-
setzung der Kostenerstattung für kontingenteigene Ausrüstung und Truppen an die Mit-
gliedstaaten, 

  1. schließt sich vorbehaltlich der Bestimmungen dieser Resolution den in Ziffer 17 
des Berichts des Generalsekretärs2 aufgeführten Empfehlungen der Post-"Phase V"-Arbeits-
gruppe über die Reform der Verfahren zur Festsetzung der Kostenerstattung für kontin-
genteigene Ausrüstung und Truppen an; 

 2. nimmt Kenntnis von den Empfehlungen in dem Bericht des Beratenden 
Ausschusses für Verwaltungs- und Haushaltsfragen3; 

                                                 
1 Siehe A/C.5/55/39. 
2 A/55/815. 
3 A/55/887. 
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 3. bekräftigt, wie wichtig es ist, die Friedenssicherungseinsätze mit größtmöglicher 
Effizienz und Wirksamkeit durchzuführen, und dass die Verzögerungen bei der Bearbeitung 
der Kostenerstattungen an die Länder, die Truppen und Ausrüstung stellen, auf ein Mindest-
maß reduziert werden müssen; 

 4. ist sich dessen bewusst, dass die Verzögerungen und Ungewissheiten bei der 
Kostenerstattung für Truppen und kontingenteigene Ausrüstung an die truppenstellenden 
Länder sich nachteilig auf die Fähigkeit der derzeitigen und möglichen künftigen truppen-
stellenden Länder auswirken, sich wirksam an den Friedenssicherungseinsätzen der Verein-
ten Nationen zu beteiligen, und unterstreicht in diesem Zusammenhang, dass alle Mitglied-
staaten ihre veranlagten Beiträge zu allen Friedenssicherungseinsätzen vollständig, 
pünktlich und ohne Bedingungen entrichten müssen; 

5. betont, dass das Sekretariat mit den Mitteln ausgestattet werden muss, die es be-
nötigt, um den Bereitschaftsgrad jedes möglichen truppenstellenden Landes vor der 
Dislozierung bestätigen zu können und sicherzustellen, dass die Normen auch weiterhin im 
Einklang mit den entsprechenden Vereinbarungen eingehalten werden; 

 6. stellt fest, dass das Sekretariat derzeit in Abstimmung mit den truppenstellenden 
Ländern an der Evaluierung und Normierung der Friedenssicherungsausbildung der 
Vereinten Nationen arbeitet, und ersucht den Generalsekretär, der Generalversammlung zur 
Genehmigung dieser Normen auf ihrer sechsundfünfzigsten Tagung über den Sonderaus-
schuss für Friedenssicherungseinsätze einen Bericht zu dieser wichtigen Frage vorzulegen; 

 7. ist sich der Notwendigkeit bewusst, konkrete Anweisungen hinsichtlich des Ver-
fahrens zur Erstattung der Kosten für Truppen zu erteilen; 

 8. ersucht den Generalsekretär, der Generalversammlung zur Genehmigung auf 
ihrer wiederaufgenommenen sechsundfünfzigsten Tagung unter Berücksichtigung der von 
den Mitgliedstaaten geäußerten Auffassungen eine Methodik für die Erstattung der Trup-
penkosten, die auf Militärkontingente und Polizeieinheiten Anwendung findet, sowie einen 
Fragebogen für die truppenstellenden Länder vorzulegen, unter Zugrundelegung der folgen-
den Elemente und Richtlinien: 

 a) Die Kostenrückerstattung für Militärkontingente, Zivilpolizeieinheiten und 
Stabsoffiziere, die in Friedenssicherungseinsätzen der Vereinten Nationen dienen, erfolgt 
bei gleichen Leistungen auf gleicher Grundlage; 

  b) bei der Erstattung der Truppenkosten sind unter anderem allgemeine Grundsätze 
zu berücksichtigen wie Einfachheit, Gerechtigkeit, Transparenz, Universalität, Transfe-
rierbarkeit, Finanzkontrolle und Rechnungsprüfung sowie Bestätigung der Erbringung 
bestimmter Leistungen, allesamt Grundsätze, die in den Vereinbarungen zwischen den 
Vereinten Nationen und den teilnehmenden Staaten enthalten sein sollen; 

  c) im Rahmen dieser Erhebung sollen die personalbezogenen Gemeinkosten und 
wesentlichen Zusatzkosten für die bestehenden Truppenkontingente ermittelt werden, die 
den truppenstellenden Ländern auf Grund ihrer Beteiligung an den Friedenssicherungs-
einsätzen der Vereinten Nationen entstehen, einschließlich bei der Erstellung eines 
Standardimpfpakets und der Ermittlung missionsspezifischer Impfstoffe und missions-
spezifischer ärztlicher und biochemischer Untersuchungen, unter Heranziehung der bei der 
Weltgesundheitsorganisation und dem Kinderhilfswerk der Vereinten Nationen verfügbaren 
Daten, und die rückerstattungspflichtig sein könnten; 
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 d) die Methodik soll gewährleisten, dass bei der Kostenerstattung zwischen den 
verschiedenen Graden der logistischen Selbstversorgung, den Bestandteilen der Truppen-
kosten und allen anderen Entschädigungen keine Doppelzahlungen vorgenommen werden; 

  9. beschließt, dass der künftige Einheitssatz für die Erstattung der Truppenkosten 
auf der Grundlage der neuen Erhebungsdaten festzulegen ist, die repräsentativ sind für die 
Kosten, die rund 60 Prozent der Länder entstanden sind, die Truppen für Friedenssiche-
rungseinsätze gestellt haben; 

 10. beschließt außerdem, vorläufig und auf Ad-hoc-Grundlage den Einheitssatz für 
die Erstattung der Truppenkosten an die truppenstellenden Länder mit Wirkung vom 1. Juli 
2001 um 2 Prozent zu erhöhen; 

 11. beschließt ferner, vorläufig und auf Ad-hoc-Grundlage den Einheitssatz für die 
Erstattung der Truppenkosten mit Wirkung vom 1. Januar 2002 um weitere 2 Prozent zu 
erhöhen, womit der gegenwärtige Satz um insgesamt 4 Prozent erhöht wird; 

 12. ersucht den Generalsekretär, die praktischen Aspekte der Leasingvereinbarungen 
mit und ohne Instandhaltungsleistungen sowie der Selbstversorgungsvereinbarungen zu 
überprüfen, namentlich die Wirksamkeit der Verfahren betreffend kontingenteigene Aus-
rüstung, mit dem Ziel, festzustellen, ob die truppenstellenden Länder in der Lage sind, die 
Bestimmungen der Regelungen für kontingenteigene Ausrüstung über Leasing samt In-
standhaltung und über logistische Selbstversorgung einzuhalten, und die Notwendigkeit, die 
Wirksamkeit der Friedenssicherungseinsätze zu gewährleisten, so auch durch die systema-
tische Anwendung der im Handbuch für kontingenteigene Ausrüstung festgelegten Normen, 
und der Generalversammlung auf ihrer sechsundfünfzigsten Tagung darüber Bericht zu 
erstatten; 

 13. unterstreicht, dass das Sekretariat seinen Verpflichtungen entsprechend den 
getroffenen Vereinbarungen vollständig und fristgerecht nachkommen muss, um die operati-
ve Wirksamkeit der an den Friedenssicherungseinsätzen der Vereinten Nationen beteiligten 
Truppen zu gewährleisten; 

 14. nimmt Kenntnis von den Auffassungen des Sekretariats hinsichtlich der 
Möglichkeit, mit Rücksicht auf die künftigen Erfahrungen die Verfahren zur Regelung der 
Haftung für Schäden an Großgerät, das von einem Land benutzt wird und einem anderen 
Land gehört, zu überprüfen, und beschließt, dass die Haftung für Schäden an Großgerät, das 
von einem Land benutzt wird und einem anderen Land gehört, nach den einschlägigen 
Bestimmungen in den Vereinbarungen mit den betreffenden Ländern und im Einklang mit 
den anwendbaren Regeln und Vorschriften der Vereinten Nationen festgestellt werden soll; 

  15. ersucht den Generalsekretär, im Jahr 2004 für einen Zeitraum von mindestens 
zehn Arbeitstagen eine allen Mitgliedstaaten offen stehende Arbeitsgruppe einzuberufen, die 
den Auftrag hat, eine dreijährliche Überprüfung der Kostenerstattungssätze für kontin-
genteigene Ausrüstung und logistische Selbstversorgung, einschließlich Sanitätsdiensten, 
durchzuführen; 

 16. beschließt, diese Frage auf ihrer sechsundfünfzigsten Tagung weiter zu 
verfolgen. 

103. Plenarsitzung 
14. Juni 2001 


